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Welchen Wert hat das
UN-Peacekeeping?

Das Peacekeeping, die
Friedenssicherung, der

VereintenNationen (UN) istei-
ne langfristige und ertragrei-
che Investition. Es ist beinahe
so alt wie die UN selbst und
hat sich ineinerWelt imWan-
delalsanpassungsfähigesund
kostengünstiges Instrument
erwiesen. Das Jahresbudget
für die UN-Friedenssicherung
ist geringer, als es die Kosten
für die jüngstenOlympischen
Spielewaren.
Peacekeeping ist immer

wieder unter Druck geraten:
etwa durch Mitgliedstaaten,
durch den UN-Sicherheitsrat
oder durch Kriegsparteien.
Ohne konstruktive Zusam-
menarbeit und denWillen zu
einer Lösung auf allen Seiten
funktioniert multilaterales
Krisenmanagement nicht.
Selten allerdingswar es so un-
terStresswiederzeit.
UN-Generalsekretär Antó-

nio Guterres warnte in seiner
2023 erschienenen „Neuen
Agenda für den Frieden“ vor
einer fehlenden „unity of pur-
pose“ angesichts dieser Lage,
also einem Mangel an Über-
einstimmung in den Zielen.
Seit der Vereidigung der neu-
en US-Regierung hat sich die-
serZustandnocheinmaldeut-
lich verschärft. Ihr Rückzug
aus internationalen Verträ-
gen und Organisationen bie-
tet systemischen Wettbewer-
ber:innen wie etwa China ei-
ne Chance auf mehr Einfluss
und verändert die globale Go-
vernance und Normenset-
zung schon jetzt erheblich.
Wer Zukunft mitgestalten
möchte, muss bei solchen
multilateralen Unterneh-
mungendabeibleiben.
In diesem Kontext war

Deutschland vor kurzem

Gastgeber der ranghöchsten
Konferenz zu diesem Thema,
dem„UNPeacekeepingMinis-
terial“ (PKM). Sein Vorläufer
war 2014 noch maßgeblich
durch die USA ins Leben geru-
fenworden.
Als Ausrichterland hat

Deutschland einen starken
Fokus auf die politische Dis-
kussion mit allen relevanten
Akteuren gelegt. Und damit
seinBekenntniszueinerwirk-
samen, gerechten und inklu-
siven Friedens- und Sicher-
heitsarchitektur bekräftigt –
inklusivedringendenReform-
bedarfes.
Seit Mitte März 2025 exis-

tiert der Reformprozess „UN
80 Initiative: UN-Efficiency
and Structural Reforms“. Die
Initiative, die das 80-jährige
Bestehen der UN zum Anlass
nimmt, soll die Handlungsfä-
higkeit der UN in ihren drei
Pfeilernmindestens erhalten,
bestenfalls ausbauen: Frieden
und Sicherheit, nachhaltige
Entwicklung und Menschen-

rechte. Deutschland bekennt
sich zuMultilateralismus und
globalen Partnerschaften
nicht aus karitativen Grün-
den, sondern im eigensten In-
teresse: Freiheit, Sicherheit
undWohlstand hat Außenmi-
nister Johann Wadephul als
Kernbegriffe der deutschen
Außenpolitik benannt. Je
mehrwir indenFriedeninves-
tieren, desto weniger müssen
wir für einen Krieg ausgeben.
Die Investitionen in Aufrüs-
tung sind kein Widerspruch
dazu, auch sie sind Teil von
Friedenserhalt.
Die UN haben in puncto

Handlungsfähigkeit, Finan-
zierung oder Wirksamkeit in
verschiedenen Politikfeldern
die gleichen Herausforderun-
gen wie ihre Mitgliedstaaten.
Sie sind keine ferne Organisa-
tion in einem Hochhaus am
East River in New York. Die
UN, das sind wir alle gemein-

sam. Es gibt keine vergleich-
bareOrganisationderWelt, in
der die Bandbreite von Zu-
kunftsthemen wie künstliche
Intelligenz, Klima, Cyber,
Tech, Ernährungssicherheit,
Gesundheit, Konflikte und
Versöhnung unter einem
Dachbearbeitetwird.
Allzu oft gehen die Erfolgs-

geschichten unter. Etwa die
Kinderschutzarbeit der inzwi-
schen beendeten UN-Mission
Minusma in Mali. Mit wirksa-
mer Prävention gelingt keine
Schlagzeile. Auch deshalb
zeigt am 3. Juni das deutsche
Engagement in Berlin Ge-
sicht: Dann werden neun
deutsche Fachkräfte, darun-
ter drei Entsandte des Zen-
trums für Internationale Frie-
denseinsätze (ZIF), stellvertre-
tend am „Tag des Peacekee-
ping“ geehrt. Das Motto der
Veranstaltungkombiniert das
Versprechen des deutschen
Engagementsmit einer Refor-
mambition: „Kontinuität im
Wandel“.
Der internationale Ord-

nungsrahmen wird von Men-
schen gelebt, nicht von Büro-
kratien. Ohne stabile Nach-
barschaft ist auch das eigene
Haus kein guter Ort. Für unse-
re Sicherheit riskiert das Ein-
satzpersonal leider immer
häufiger auch die persönliche
Unversehrtheit. Etwa bei der
Ausgestaltung des somali-
schen Justizwesens. Oder der
Abwehr hybrider Bedrohun-
genausRussland.Oderbeider
Aufklärung schwerster
Kriegsverbrechen in der Zen-
tralafrikanischen Republik
oderderUkraine.

Astrid Irrgang ist Geschäfts-
führerin des Zentrums für Inter-
nationale Friedenseinsätze (ZIF).
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F rieden ist für viele Men-
schen eine ferne Hoff-

nung.Weltweit gibt es soviele
bewaffnete Konflikte wie nie
seit dem Zweiten Weltkrieg.
Besonders betroffen sind die
Menschen auf dem afrikani-
schenKontinent – doch sie er-
halten kaum internationale
Aufmerksamkeit und nach-
haltige Vermittlungsbemü-
hungen. Von „vergessenen
Kriegen“ ist daher im Frie-
densgutachten der vier wich-
tigsten deutschen Friedens-
forschungsinstitute die Rede,
das am Montag in Berlin vor-
gestelltwurde.
Die Hälfte aller Kriege mit

staatlicher Beteiligung, von
denen zuletzt 59 gezählt wur-
den, spiele sich in Subsahara-
Afrika ab, etwa in Burkina Fa-
so,NigeriaundSomalia.
Zugleich tobe im Sudan der

– nach derUkraine und Israel/
Palästina–„dritttödlichsteGe-
waltkonflikt weltweit“. Seit
Beginn der Kämpfe zwischen
dersudanesischenArmeeund
den „Rapid Support Forces“
(RSF) vor zwei Jahren seien
mindestens125000Menschen
ums Leben gekommen, kon-
statieren die Fachleute, „häu-
fig durchdirekteGewalt, aber
ebensodurchHungeroderdie
Zerstörung des Gesundheits-
systems“.
Um diesen Konflikt küm-

merten sich die wohlhaben-
den Länder jedoch wenig, un-
ter anderemweil „Staaten im
globalen Norden Länder wie
denSudanalsgeopolitischwe-
niger relevant einstufen“. Der
Krieg dort werde wesentlich
durch illegalen internationa-
len Waffen- und Rohstoffhan-
del sowie Geldströme zur Fi-
nanzierung beider Seiten auf-
rechterhalten.Deshalbmüsse
sich Deutschland in der Euro-
päischen Union dafür stark-
machen, denVerbleib vonMi-
litärgütern enger zu kontrol-
lieren, die etwa an die Verei-
nigten Arabischen Emirate
gingen, um sie „wo möglich
direktzustoppen“.

„Überwindung
derNato“ als Ziel

Insgesamt konstatieren die
Forschungsinstitute eine düs-
tere Weltlage. Die USA unter
Donald Trump fielen mit
ihrem „neo-imperialistischen
Weltverständnis“ als „globa-
ler Stabilitätsanker“ aus,
heißtes indemGutachten.
„Die transatlantische Part-

nerschaft, wie wir sie kann-
ten, istamEnde“,konstatierte
Christopher Daase vom
Frankfurter Friedensfor-
schungsinstitut PRIF. Umso
wichtiger sei es, dass Europa
„ohne die USA, vielleicht so-
gar gegen sie“, verteidigungs-
fähig werde. Das sei derzeit
nicht der Fall, so dass dieNato
nochbenötigtwerde.Faktisch
aber müsse angesichts der
Entwicklung in Washington
an der „Überwindung der Na-
to“gearbeitetwerden.
Europa müsse zusammen-

rücken und seine „Fähigkeits-
lücken“ schließen. Die Be-
schaffung von Rüstungsgü-
tern müsse „europäisiert“,
Verteidigungsstrategien „ak-
tualisiert“ werden. Mit Blick
auf denKrieg imNahenOsten
konstatierten die Institute, Is-

rael habe „in eklatanter Wei-
se“ das humanitäre Völker-
recht verletzt und die Gren-
zen der legitimen Selbstver-
teidigung überschritten. Die
entsprechenden Urteile inter-
nationaler Gerichte müssten
von Deutschland anerkannt
werden. „ImRahmeneiner re-
gelbasierten internationalen
Ordnung muss auch für
Deutschland gelten: Völker-
recht geht vor Staatsräson“,
heißtes indemGutachten.
Dasmüsse „bis aufweiteres

einenStaatsbesuchdes israeli-
schen Premierministers Ben-
jamin Netanjahu in Deutsch-
land ausschließen“, weil ge-
gen den Premier ein Haftbe-
fehl des Internationalen
Strafgerichtshofs vorliegt. En-
de Februar soll der damalige
Kanzlerkandidat Friedrich
Merz (CDU) Netanjahu trotz-
dem die Einladung zu einem
Staatsbesuch zugesagt haben.
Mittlerweile äußert sichMerz
deutlich kritischer zum israe-
lischenVorgeheninGaza.

HarscheKritikan
Flüchtlingspolitik

Sehrkritischbewertendie Ex-
pert:innen die deutsche und
europäische Flüchtlingspoli-
tik. Daase sagte, die von Bun-
desinnenminister Dobrindt
(CSU) angestrebte Aussetzung
der Familienzusammenfüh-
rung für manche Geflüchte-
ten sei kontraproduktiv, auch
aus sicherheitspolitischen
Gründen. Es gebe „keine bes-
sere Prävention“ als die Fami-
lienzusammenführung.
In dem Gutachten melden

die Institute Zweifel daran an,
dass die auf EU-Ebene be-
schlossene Geas-Reform die
Zahl der Geflüchteten in dem
Staatenbundwesentlich redu-
zieren werde. „Stattdessen
werden sich die Bedingungen
für Schutzsuchende massiv
verschlechtern. Menschliches
Leid, Gewalt und schwerwie-
gende Menschenrechtsverlet-
zungen werden bewusst in
Kauf genommen“, mahnen
dieAutorinnenundAutoren.
Das Gutachten wird jähr-

lich vom Frankfurter Leibniz-
Institut für Friedens- undKon-
fliktforschung, dem Bonn In-
ternationalCenterforConver-
sion, dem Institut für Ent-
wicklungund FriedenderUni
Duisburg-Essen sowie dem In-
stitut für Friedensforschung
und Sicherheitspolitik an der
UniHamburgherausgegeben.

Kriege in Afrika
zu oft „vergessen“
Deutsche Friedensforschende beklagen
selektive Aufmerksamkeit und kritisieren
EU-Politik / Von Pitt von Bebenburg

Der Konflikt hat besonders
viele Opfer. E. HAMID/AFP

Am29.Maiwarder77. JahrestagderUN-Friedenstruppen,denauchdieFriedenstruppenderVereintenNationen
im Libanon (UNIFIL) feiern. MAHMOUD ZAYYAT/AFP
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